Porto 2 Thlr. Inſertionsgebi 
fuͤnftheiligen Zelle 1 Bets hn 


Nr. 172. Mittag Ausgabe, 


| Deut ſchlan d. 
09. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 10. April. . 

32. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfült. Am Liſche der Bundes⸗ 
Commiſſarien Miniſter v. Roon, v. d. Heydt, v. Frieſen, Geh. Räthe v. Sa⸗ 

vigny, v. Liebe, Hoffmann, ſpäter Graf Bismarck. In der Hofloge der Kron⸗ 

prinz und die Kronprinzeſſin von Preußen, Prinz Nitolaus von Naſſau. 

Das Haus tritt ſofort in die TO. ein: Vorberathung über Abschnitt XIV. 

eee (Verhältniß zu den ſüddeutſchen Staaten). 
r lautet: N 

Artitel 71. Die Beziehungen des Bundes zu den ſüddeutſchen 
Staaten werden ſofort nach Feſtſtellung der Verfaſſung des 
norddeutſchen Bundes, durch beſondere dem Reichstage zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegende Verträge, geregelt werden. 

Zu dieſem Artikel liegen folgende Amendements vor: 

1) Des Abg. Duncker (Berlin): dem Artikel 71 folgende Faſſung zu 
geben: „Den ehemaligen deutſchen Bundesländern, ſoweit ſie die Bedingungen 
dieſer Verfaſſung zu erfüllen im Stande und gewillt find, ſteht der Eintritt 
in den norddeutſchen Bund jederzeit frei. Ein Bundesgeſetz heſtimmt 
ſodann die Aufnahme eines ſolchen Landes in den Bund und die nöthig wer: 
denden Abänderungen der Bundes⸗Verfaſſung! : j 

2) der Abgg. Lasker und Miquel: „Der Eintritt der ſüddeutſchen 
Staaten oder eines derſelben in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag 
des Bundespräſidiums im Wege der Bundesgeſetzgebung“; 

3) des Abg. Schrader: an Stelle des Artikels 71 folgenden Artikel zu 
ſetzen: „Der Eintritt in den norddeulſchen Bund ſteht jedem ſüdlich vom Main 
belegenen deutſchen Staate auf feinen Antrag unter der Bedingung zu, daß 
si 1 Br Bundesverfaſſung unterordnet. Beſonderer Verträge bedarf es 

hierzu nicht.“ 5 

Die Rednerliſte ergiebt 6 Redner für und 7 gegen Artikel 71. 
Abg. v. Sybel (für die Vorlage): Ich habe mich für Art. 71 einſchrei⸗ 
ben laſſen, obwohl ich das Amendement Laster⸗Miquel zu empfehlen gedenke, 
| das keinen andern Zweck hat, als den Sinn des Art. 71 weiter zu entwickeln. 


1½ Sgr. 


Der Zutritt der ſüddeutſchen Staaten zu dem Bunde ſoll dadurch offen ger 
balten werden; wir wollen beute ſchon conſtatiren, daß gegenüber dem großen 
a unferer nationalen Zukunft der norddeutſche Bund nur ein geſchichlliches 
obilorium iſt. Dies iſt namentlich in der jetzigen Lage Europa's wün⸗ 
ſchenswerth, wo Gefahren verſchiedener Art den Fortgang unſeres Einheits⸗ 
wertes bedrohen. Wir wollen deshalb den ſeſten Entſchluß ausſprechen, dieſes 

große Ziel der Einigung der geſammten deutſchen Nation nicht aus dem A 
zu berlieren. — Wenn nun die ee 1 8 

i i e Preußens i h 

es nöthig, die Stellung der Krone P Neäte und ſchweren Pfſſchen, die 
alb werden in dieſem Falle noth⸗ 
rwägung zu ziehen fein; es muß 
Entſcheidung der Bundes⸗ 
deshalb nicht einverſtanden 
welche die bloße Eintrittserklärung der be⸗ 
treffenden Staaten für genügend erachten. Gründen wir deshalb zunächst 

| gende | 5 
“der im Stande ift, alle fremden Eingriffe abzu⸗ 
wehren; wir haben dann viel d au gelhan, um das Werk der deutſchen Ein: 

beiit auch auf die |übdeuticen Staaten auszudehnen. 

Abg. Bebel (Drech ler in Leipzig) (gegen den Entwurf): Der vorlie⸗ 

ende Artikel iſt einer der wichtigſten in der ganzen Verſaſſung. Aus der 
aſſung deſſelben und den ſonſtigen Erklärungen der preußiſchen Commiſſarien 
geht deutlich hervor, daß Preußen bei Gründung des norddeutſchen Bundes 
nicht ganz Deutſchland, ſondern nur die preußiſchen Intereſſen (Rechts: Oho!, 
nur die Stärkung der hohenzoller'ſchen Hausmacht (Unterbrechung rechts) im 
Auge gehabt bat. (Präſident Simſon: Laſſen Sie den Redner doch ruhig 
ausreden; widerlegen Sie ihn nachher!) Es iſt ein Bund zwiſchen dem 
großen Preußen und mehreren Vaſallenſtaaten (Unruhe rechts), deren Fürſten 
nichts Anderes als Generalgouderneure des Königs von Preußen find, 
(Widerspruch rechts.) Hätte die preußiſche Regierung die Abſicht gehabt, die 
ſüodeutſchen Staaten mit in den Bund bineinzuziehen, fo ſebe ich nei 
nünftigen Grund, der fie daran hätte hindern können. Man g dar b h 
und Oeſterreich hinderten fie daran. Die Gründe, die Frankre % 5 7 
wegen konnten, liegen doch lediglich in den Machtperha tniſſen. fi as, ir 
Frankreich fürchtete, iſt aber doch ſchon durch die Milttör Gone oe Ruh 
den ſüddeutſchen Staaten geſchaffen worden. Franfreich hat alſo jetz Man 
Grund mehr, gegen eine völlige Einigung Deutſchlands aufgutrelen: f an 
jagt nun, daß die mit Oeſterreich im Prager Friedensvertrage abgeſchlo per 
Bedingungen keine wirkliche, ſondern nur eine internationale Einigung mi 
Süddeutſchland zuli ßen. Wer hat denn aber die Prager Friedensbedingungen 
bDiergeſchrieben? Doch nur Preußen. Und ich habe die feſte Ueberseugung, 
wenn die preußiſche Regierung einſähe, daß ſie durch die 3 
des Friedensvertrages Schaden litte, ſie keinen Augenblick anſtehen wurde, 

ihn wieder zu zerreißen. (Widerspruch rechts.) N Pe 

Ja, m. H., ebenſo wie ich feſt überzeugt davon bin, daß Oeſterreich, wenn 
es heut in der Lage wäre, die Niederlage des letzten Jahres auswetzen zu 
können, auch nicht zurüditehen würde. Aeußere Gründe, welche die Einigung 

hindern könnten, ſind alſo nicht mehr vorhanden. Es find alſo nur innere 
Gründe, nicht vom deutſchen, ſondern vom ſpecifiſch preußiſchen Standpunkte. 
r, M. H., ſtehe auf dem dautſchen Standpunkte. Preußen fürchtet, 
wenn die ſüddeutſchen Staaten zutreten, majorifirt zu werden, was wohl für 
| die Volksintereſſen in manchen ge ganz wünſchenswerth fein möchte. 
Deshalb will ſich Preußen mit Militär⸗Conventionen begnügen; deshalb ſucht 
es durch Zollverträge und dergleichen einigermaßen die Kluft, welche dur 
die Mainlinie in Deutſchland geſchaffen worden iſt, wohl zu überbrücken, nicht 
aber auszufüllen. Eine ſolche Politit zu unterſtützen, habe ich keine Luft! 
denn es iſt keine veutſche Politik. Ich muß deshalb proteſtiren gegen einen 
Bund, der nicht die Einheit, ſondern die Zerreißung Deutſchlands herbeiführt: 
ich muß proteſtiren gegen eine Verfaſſung, die aus Norddeutſchland eine große 
Kaſerne macht und dem Volke das Bischen Freiheit, was es hat, noch raub 
Unrube rechts). Ich werde deshalb gegen Art. 71 und gegen die ganze 
orlage ſtimmen. 

Abg. Weber (Stade) (für die Vorlage): Die Anſichten des Herrn Vorred⸗ 
ners find die der großdeutſchen Vollspartel. Dieſe Partei hat dafür ge 
ſchwärmt, den preußiſchen Staat zerſtückeln und eine Föderativ⸗Republik er⸗ 
richten zu können. Da Preußen ſolchen Träumereien natürlich entgegentrat, 
bs wuchs der Haß gegen Preußen. Wie man nun nach den politiſchen Er⸗ 

Igen an ſolchen Träumereien noch feſthalten kann, ift mir wirklich unbe⸗ 
Beal (Beifall rechts.) Aber es giebt ja Doctrinäre, die nichts lernen. 
Beifall rechts! Wenn aber Redner meint, daß Preußen nicht die Abſicht ge 
babt habe, Süddeutſchland mit in den Bund aufzunehmen, ſo ſchlägt er der 
eſchichtlichen Wahrheit in's Geſicht. Der Hr. Miniſterpräſident hat im preußi⸗ 
hen Abgeordnetenhauſe jo klar dargelegt, daß es damals unmoglich war, 
| weiter zu geben, wenn man nicht Alles auf das Spiel ſetzen wollte. — Im 
Allgemeinen kann ich mich dem Amendement Miquel ⸗ Lasker anſchließen 
und habe nur das eine Bedenken dagegen, daß darin eines Staates nicht ge⸗ 
dacht iſt, der nicht durchaus zu dem ſüͤddeutſchen d von dem aber doch 
die Möglichkeit vorhanden iſt, daß er mit in den Bund aufgenommen werden 
könnte. Wir im Reichstage find nicht durch diplomatiſche Rückſichten gebun⸗ 
den; wir haben vielmehr die Pflicht kundzugeben, daß die deutſche Nation ein 
nothwendiges Recht auf Zuſammengehörigkeit hat. Wie eine Geſammt⸗Con⸗ 
ſltuirung Deutschlands zu erreichen und auszuführen iſt, muſſen wir aller⸗ 
dings zunächſt der Präſidialmacht überlaſſen. — Es iſt viel von der Main⸗ 
linie geſprochen worden. Was ift der Main? Sind denn Flüffe Trennungs⸗ 
mittel für Völker? Nein, fie verbinden dleſelben. Der Rhein jelbit iſt nie 
eine natürliche Grenze geweſen, und nun gar erſt der Main, dieſes Flüßchen, 
das kaum einen Nachen trägt, dieſes Bächlein (große Heiterkeit), trennt Deutſch⸗ 
land nicht von einander. * € 
Von Süddeutſchland trennen uns höchſtens Vorurtheile, bie beſonders im 
Suden ſehr ſtark vorhanden find, Die Außerfte Rechte im Süden, muß ein⸗ 
daß es endlich it, den Stachel nicht länger gegen Preußen zu 
brauchen, damit er ſich nicht felbft bermundet; das Centrum, da 
Hauptaufgabe eines Menſchen iſt, in en) ; feinen Bierſchoppen zu 
trinten (deiterket); dieſe Herren müflen einſehen, daß die ſtramme Kraft, die 


Preußen auch in der Lage iſt, die ſchweren 
ihm obliegen, wirkſam zu übernehmen. Des 
wendige Aenderungen in der Verfaſſung in 

deshalb der Eintritt der betreffenden Staaten der 
geſetzgebung überlaſſen bleiben und ich kann mich 
erklären den Amendements, 


einen ſtarken Bundesſtaat, 
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Anſtrengung für den Staat, wie wir ſie in Norddeutſchland ſehen, auch ihr 
Gutes bat und nothwendig iſt. Die äußerſte Linke wird ihre Träumereien 
von einer Föderativ⸗Republik fallen laſſen müſſen und einſehen, daß die con⸗ 
ſtitutionelle Monarchie die einzig mögliche Staatsform für Deutfehland iſt. 
Und endlich werden die Ultramontanen ſich ſagen müſſen, daß, wenn Preußen, 
der proteſtantiſche Staat, die Suprematie in Deutſchland hat und die pro⸗ 
teſtantiſche Freiheit zum Grundſatze des Staates erhebt, ſtets mit gleichem 
Richte die katholiſchen Unterthanen wie die proteſtantiſchen behandelt werden 
und daß vie katholiſche Kirche deshalb durchaus nichts zu befürchten hat. — 
Glacklicherweiſe beginnen die Vorurtheile bereits immer mehr zu ſchwinden, 
wie wir aus der Interpellation der heſſiſchen Abgeordneten, aus der geſtern 
mitgetheilten Erklärung aus Würtemberg, wie wir aus den Preußen ſich an⸗ 
nähernden Schritten Baierns erſehen. Denn in der That eig es wohl kaum 
einen Augenblick, der die Nothwendigkeit der Zuſammengehörigkeit aller deut⸗ 
ſchen Stagten uns klarer vor Augen rücken könnte, als der gegenwartige, 
und ich glaube, Sie Alle ſind mit mir überzeugt davon: Wenn Deutſchland 
nur zuſammenhält, ſo hat es eine Welt in Waffen nicht zu fürchten. (Beifall.) 

Großherzoglich heſſiſcher Bundes⸗Commiſſar Hoffmann: Zu meinem 

roßen Bedauern bin ich verhindert geweſen, in der geſtrigen Sitzung von 
An ang an anweſend zu ſein. A habe deswegen leiver ver aͤumt, der Ant 
pellatſon der heſſiſchen Herren Abgeordneten, ihrer Begründung und Beani⸗ 
wortung bei,uwohnen. Ich habe die betreffenden Verhandlungen in den ſteno⸗ 
graphiſchen Berichten eingeſehen und bin in der Lage, die erſte Gelegenheit, 
die ſich mir heute darbietet, zu benutzen, um vor allen Dingen dem preußi⸗ 
ſchen Herrn Miniſter meinen Dank auszudrücken für die durchaus bundes⸗ 
freundliche und rückſichtsvolle Art und Weiſe, wie er die Interpellation beant⸗ 
wortet hat. Ich bin zwar nicht ermächtigt, hier im Saale bindende Erklä⸗ 
rungen namens der großberzoglich heſſiſchen Regierung über einen Gegenſtand 
abzugeben, der jetzt noch nicht zu einer Verhandlung im Reichstage reif, ſon⸗ 
dern mehr zu Green von Regierung zu Regierung geeignet ist; aber 
ich glaube, die Grenze, innerhalb deren ich mich bewegen kann, nicht zu über⸗ 
schreiten, wenn ich verſichere, daß die großherzogliche Regierung nur mit gro⸗ 
ßer Befriedigung Kenntniß nehmen kann von den Erklärungen, die der preu⸗ 
ßiſche Herr Regierungs⸗ Bevollmächtigte abgegeben. Denn es kann derſelben 
nur willkommen fein, wenn der Eintritt des ganzen Großherzogthums die 
volle Zuſtimmung der königlich preußiſchen Regierung hat, daß ſie dieſe au 
ſtimmung nur abhängig macht von dem vollſtändig loyalen Beſtreben, vielen 
Eintritt mit den Anſichten der öſterreichiſchen Regierung und den Beſtimmun⸗ 
gen des Prager Friedens in Einklang zu bringen. Die Schwierigkeiten, die 
der großherzoglichen Regierung aus der jetzigen Lage des Großherzogthums 
entſpringen, liegen ja auf der Hand. Sie laſſen ſich allerdings überwinden 
etwa dadurch, daß man die Verwaltung der getrennten Landestheile trennt 
oder daß man die Geſetze des norbbentfhen Bundes auch auf die anderen 
Provinzen ausdehnt. Aber ich gebe ja gern zu, daß das beſie Mittel eben 
gur durch den Einttitt des ganzen Großherzogthums in den norddeutſchen 
Bund gegeben ift, (Beifall.) 

e ggoßberzoglihe Regierung verkennt nicht, daß die damit verbundene 
größere Stimmenzahl im Bundestathe, die größere Zabl der heſſiſchen Ver⸗ 
treter im Reichs rathe ihr einen größeren Einfluß im Bunde ſichern würde 
Auf der anderen Seite würden freilich auch größere Laſten dem Lande dadurch 
erwachſen. Dies ift der Grund, warum ſie nicht einfeitig vorgehen zu konnen 
glaubt, ſondern ſich vorher des Einverſtändniſſes auch der Landesvertretun 
verſichern muß. Ich bin aber überzeugt, daß Regierung und Stände ſich voll⸗ 
ſtändig von dem patriotiſchen Geiſte werden leiten laſſen, der in der Procla⸗ 
malion des Großherzogs ſeinen Ausdruck gefunden hat, und ich hoffe zuver⸗ 
ſichtlich, daß die gestrige Frage des Herrn Interpellanten ihre Antwort in 
einem Sinne finden wird, wie es nicht nur den Intereſſen des Großherzog⸗ 
us 1115 auch denen des großen gemeinſamen Vaterlandes entſpricht 

ravo l). 

Abg. Schulze: Der Hauptpunkt, wodurch ſich unſer Amendement von 
dem des Abg. Lasker unterſcheidet, das iſt der Rechtsſtandpunkt. Wir fteben 
bei dieſen ganzen Verhandlungen auf dem nationalen Rechte, vermöge deſſen 
kein Volt dulden kann, daß Glievet feines Stammes ihm abgeriſſen werden, 
bermöge deſſen jedes Volk dahin geabitirt, ſich mit den etwa abgeriſſenen 
Gliedern wieder zu vereinigen. Darum können wir unmöglich damit einver⸗ 
ſtanden ſein, daß zwiſchen uns und unſeren Brüdern in Süddeutſchland blos 
internationale 1 das Bindemittel ſein ſollen. Es kommt jetzt darauf 
an, daß wir unſer Wort, unſer ſchwer wiegendes Wort in die Wagſchale 
werfen, daß wir es ausſprechen, daß auf beiden Seiten nicht nur ein Recht, 
ſondern auch eine ſchwere Verpflichtung obwaltet, hinzudrängen auf Einigung. 
Wir haben die Pflicht, dieſer Einigung eine offene Stelle zu halten, für den 
Fall, daß die ſüddeulſchen Staaten im Stande und gewillt find, in dieſen 
Bund ſich einzufügen. Nun und nimmer aber können wir uns dabei be⸗ 
ruhigen, daß dies blos als wünſchenswerth hingeſtellt wird. Wir ſollen ihnen 
nicht blos jagen: Ihr habt das Recht, ſondern Ihr habt auch die Pflicht! 

kan hat bier von Maſſeantipathien des Südens gegen den Norden ge⸗ 
prochen. M. H., Stammeseiferſüchteleien mögen walten, aber n enn wirklich 
eine ernſte Abneigung herrſchen ſollte, jo hat das einen ganz anderen Grund. 
Im Süden hat ſtets das Bedenken und die Furcht obgewaltet, durch den An⸗ 

lu an uns einen Theil der verfaſſungsmäßigen Rechte zu verlieren, und 
wir wollen ſo offen ſein, zuzugeſtehen, daß ſie wohl etwas Recht hatten, 
dieſe Bedenken u hegen. Durch Annahme der nöthigen conſtitutionellen Ga: 
kantien in die Verfaſſung, werden gerade Sie, m. H., das Meiſte dazu bei⸗ 
tragen, die Agitation für den Anſchluß des Südens zu ſtärken. Legen Sie 
dieſem Präſidium nicht die Befugniß zu, die ihm im Amendement Lasker er: 
theilt wird. M. H., dergeſſen Sie es nicht, die Einigung Deutſchlands fol 
ein Recht ſein, ein heiliges, unantaſtbares, nationales Recht! (Beifall) 

Abg. Miquel: Wir glauben nicht, daß es nothwendig iſt, die preußiſche 
erung auf den Weg einer nationalen Politik noch beſonders hinzudrängen. 
mi baben das Vertrauen zu derſelben, daß ſie auch ohne das in ihrer Po⸗ 
itil national iſt. Der Abg. Bebel meint, die Aufgabe, die ſich die preußiſche 
Regierung geftellt, beſtehe in der Gründung einer norddeutſchen Militärmacht, 
in der Herunterſetzung der deutſchen Fürſten in preußiſche Militär⸗Gouver⸗ 
heute „wir von der nationalen Partei, wenn wir etwas zu bedauern 
dem Verhältniß der preußiſchen Regierung zu ihren Bundesgenoſſen, 
jo würden wir nur bedauern, daß letztere nicht noch mehr Souperänetätsrechte 
aufgegeben haben, daß die preußiſche Regierung vielleicht mit einer zu weit 
gehenden Waben vorgegangen iſt. Nennen wir Preußen nicht einen Mi⸗ 
itätfaat! Der Staat der Gewiſſensfreiheit, der Staat, der zuerſt in Deutſch⸗ 
land den Bauernſtand befreit hat, der Staat, der zuerſt die Oemeindefreiheit be⸗ 
gründete der zuerſt das nationale Panier erhob gegen die Fremdherrschaft, dem wir 
unſere Unabhängigkeit verdanken, der Staat des großen Friedrich, der Staat 

der Cultur — m. H., den wollen wir nicht herabwürdigen laſſen zu einem 
bloßen Milktärſtaat. Gerade der Herr Graf Bismasck, der hier neben mir 
ſitzt plialidse Heiterkeit, denn Redner hat nicht bemerkt, daß Graf Bismarck 
augenblidlich am anderen Ende des iniſtertiſches mit einem anderen der 
Herren Bundes⸗Commiſſarien ſich unterhaltend daſteht) — wit fühlen uns jetzt 
am Schluſſe der Seſſion gedrungen, fo ſehr wir auch in vielen inneren Fragen 
von ihm abweichen, in vollſter Uebercinſtimmung mit feiner Politik, ihm die 
Dankbarkeit zu 10 0 die wir ihm ſchuldig ſind. 

Wer die politiſche Stellung der preußiſchen Regierung nach dem Frieden 
von Nikolsburg verfolgt hat, wer eine Einſicht genommen hat in die Friedens⸗ 
verträge mit den ſüddeutſchen Staaten, wer die geſtrigen Erklärungen gehört 
bat, nach welchen es nur von dem freien Willen der heſſiſchen Regierung ab⸗ 
haͤngt, in den norddeutschen Bund einzutreten, wer nach ſolchen achen 
noch behaupten kann, es werde nur ein norddeutſcher Militärſtaat beabſichtigt, 
em. H., dem iſt überall nicht zu helfen. Es iſt wunderbar, welche Coali⸗ 
tion von Gegnern uns gegenübertritt. Auf der einen Seite die entſchiedenſten 
Demokraten, deren Tendenz doch wahrlich nicht darauf hinausläuft, ſich für 
die Macht der kleinen Fürſten zu intereſſiren, die aber dennoch hier wie aus⸗ 

wärts nach dieſer Richtung hin verſchoben werden. Mit ihr verbunden die 
ultramontane Partei, deren Politik ſich wohl in dem Sage ausſprechen laßt: 
unſer Vaterland it nirgends anders als in Rom. Endlich die ausschließlichen 
zertreter von abgeſtorbenen und rein for nalen Befugniſſen einzelner Fürſten, 
die nichts weiter kennen als die Kleinſtaaten, in denen ſie gelebt und geben 
alter und die noch nicht gelernt haben, an das große deutſche Vaterland zu 
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Wir haben das Vertrauen, mit dieſen Gegnern fertig. zu werden. 
Wenn wir es nun auch keineswegs für nö ig balten, die preußiſche Re 
gierung noch beſonders zu drängen auf ihrem Wege, ſo wollten wir doch den 


Zeitun 


nard Trewendt. 


Expedition: Herrenſtraße Nr 20 Außerdem übernehmen alle Rofl- 
Unftalten Beftellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montaa 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 11. April 1867. 


Süpdpeutjchen ein offenes Zeichen von der Geſinnung des Reichstages geben. 
Wir können das aber nicht in der Form des Amendements Duncker thun. 
Wir können nicht erklären, daß ſämmtliche ehemaligen deutſchen Bundesländer 
in den norddeutſchen Bund eintreten können, wenn ſie es wollen; wir können 
nicht glauben, daß es unſere Aufgabe fei, Defterreich zu zerreißen, daß es eine 
Aufgabe der praktiſchen Politik ſei, die Wiedervereinigung mit Oeſterreich zu 
erſtreben. Wir können nicht wiſſen, was die Zukunft bringt, aber einen Ge⸗ 
genſtand der praktiſchen Politik bildet dieſe Frage nicht. Wir können aber den Eine 
tritt in den Bund auch nicht abhängig machen von dem Belieben jeder einzelnen 
ſüddeutſchen Regierung, über den Zeitpunkt, in dem fie dies thun will. Allein der 
Staat Preußen darf über dieſe Frage entſcheiden. Deswegen ſagen wir in 
unserem Antrage, es folle der Eintritt der Südstaaten erfolgen auf den Vor⸗ 
ſchlag des Bundespräſidiums, d. h. der Krone Preußen. Wir ſagen weiter, 
daß dies geſchehen ſolle auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung. Wir wollen 
damit die Schwierigkeiten heben, die in einer Verfaſſungsveränderung liegen, 
und wollen die Form mildern. Wir verkennen dabei nicht daß in dem 
Augenblicke, wo Süddeutschland ſich mit uns vereinigt, dieſe Verfaſſung nicht 
mehr genügt. Doch iſt es undenkbar, daß eine Mehrheit des Reichstages 
und des Bundesrathes dabei Beſchlüſſe faßt, welche die nothwendig prädomi⸗ 
nirende Stellung Preußens gefährden. ER ö 
. H.] Wenn der Süden noch eine abgeſonderte Stellung einnimmt, jo 
liegt das nicht im Widerſtreben des Auslandes, nicht im Nikolsburger Frie⸗ 
denspertrag, ſondern in der Abneigung der ſüddeutſchen Regierungen, vielleicht 
auch bis in die allerneueſte Zeit in einer Abneigung wenigſtens eines Theiles 
der ſüddeutſchen Bevölkerung. Nichts würde verkehrter fein, als die preu⸗ 
ßiſche Regierung verantwortlich zu machen, daß es ihr nicht gelungen, auch 
Süddeutſchland in das Bundesverhältniß zu bringen. Und wir können hoffen, 
daß bald alle Hinderniſſe ſchwinden werden, um ſo eher, je größer die Ge⸗ 
fäbrdung der Nation durch auswärtige Bedrohung iſt. Die Abneigung des 
Volkes iſt offenbar im Schwinden, alle Zeichen beweiſen, daß man nicht blos 
in der Phraſe und in Redensarten mit uns einig iſt, ſondern daß man auch 
gewillt iſt, die Laſten mit zu übernehmen, die ein großes Staatsweſen auf⸗ 
legt. Deshalb geziemt es uns, am Schluſſe unſerer Berathung, offen dem 
Süden die Hand hinzuſtrecken. Es darf uns nicht eingewendet werden, das 
ſei jetzt nicht opportun, es ſei beſſer dieſen Wunſch nach Vereinigung 
nicht in der Weiſe auszuſprechen. Ich glaube, das Ausland weiß das ſchon 
eben ſo gut wie wir, daß nichts in der Welt die deutſche Nation auf die 
Dauer auseinander halten kann. Sollte das Ausland ſich dennoch ſolchen 
Illuſionen hingeben, fo iſt es beſſer, eher heute als morgen dieſe Illuſionen 
zu zerſtören. (Lebhafter Beifall.) N N 
Abg. Dr. Wigard: Wir haben oft von der Einheit Deutſchlands ſprechen 
hören, wenn wir uns aber dieſen Verfaſſungsentwurf, über den ich meiner⸗ 
ſeits mir nie Illuſionen gemacht habe, uns näher anſehen, dann werden Sie 
zugeben müſſen, daß in demſelben von deutſcher Einheit nicht viel zu finden 
iſt. Wir find zerriſſen in einen norddeutſchen Bund, in einzelne ſüͤddeutſche 
Staaten und in Deutſch⸗Oeſterreich, das mit fremden Völkern verbunden iſt. 
Wenn ich mir aber die Verfaſſung nach der Richtung eines Bundes verhält⸗ 
niſſes hin anſehe, fo liegt zu Tage, daß ein wahrer und echter Bund in bier 
fer Zuſammenſetzung gar nicht zu denken iſt. Wir haben, wie ſchon der Abg, Bebel 
ganz richtig bemerkt hat (Obo! ſeitens der Conſervativen), nichts als ein 
roßes Preußen mit elnigen kleinen Vaſallenſtaaten neben ſich. Von den 
eutſch⸗Oeſterreichern zu ſprechen, beſcheide ich mich gegenwärtig gern, obſchon 


ich nicht umhin kann, mit Bezug auf ſie an den hochherzigen Spruch zu er⸗ 


innern, daß auch nicht ein deutſches Dorf dem gemeinſamen Vaterlande ver⸗ 
loren geben ſolle. Wie die Thatſachen liegen, müſſen wit allerdings das Ver⸗ 
bältniß zu den Deutſch⸗Oeſterreichern der Zukunft üterlaffen. Aber bewegt 
uns ſeit den jüngſten Tagen nicht auch die Frage wegen des Großherzog⸗ 
thums Luxemburg und müſſen wir nicht deſſelben hier gedenken? Was will 
nun der Entwurf mit den füddeutſchen Staaten? Internationale Verträge: 
Das heißt in der That, wie ſchon der Abg. Bebel bemerkt hat, die Kluft 
überbrücken, nicht ausfüllen. Ich will einen deutlichen Uebergang ſchon 
ernie geſichert haben. M. H.! 

enn wir die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes seine 
und mehr freiheitlich gemacht hätten, dann würde der Süde 
N in zeigen, in den norddeutſchen Bund einzutreten. 
uns als von den iu beben i der Idee einer Föͤderativ⸗Politik geſprochen. 

Nun, m. H., wir haben in unſeren Amendements wenigſtens kein Streben 

1 erkennen laſſen und uns jederzeit auf den conſtitutionellen Standpunkt 
geſtellt. Doch war für uns im Allgemeinen die Rücksicht maßgebend, den 
Südſtaaten die Möglichkeit zu gewähren, ſich die Frage vorlegen zu können, 
ob fie auf dieſe Verfaſſung hin in den norddeutſchen Bund eintreten wollen 
oder nicht. Auch auf Luxemburg muß Bezug genommen, vor allen Dingen 
aber, wenn der Süden eintreten will, offen gehalten werden, daß die gegen⸗ 
wärtige Verfaſſung ſolchen Veränderungen unterzogen werden kann, welche fie. 
dem Volke etwas genießbarer machen kann. (Bravo links.) 


Abg. Lasker: Da der Herr Abg. Bebel 9 0 Partei gehört, 
a 


abſolutiſtiſch 
eine größere 
Man hat bon 


welche bei der Wahl in Elberf ld⸗Barmen die des Miniſterpräſidenten 
Grafen Bismarck gegen die liberale Partei durchgeſetzt hat, ſo darf ich wohl 


Dane] hinweiſen, daß dies mit, feiner heutigen Stellung in Widerſpruch it; 


man kann nicht Hand in Hand mit der Regierung an die Wahlurne treten 
und zugleich eine Berechtigung haben, dieſer Regierung in jo ſchroffer Weise 
enigegenzutreten. Ich glaube nun überhaupt, daß die Rede des Herrn Bebel 
nur die Politik, welche in Bierſtuben getrieben zu werden pfleat, treu wieder⸗ 
er zweifle, ob dem Redner eine ſolche Kritik über einen Collegen zuſtehe 

Man macht der Regierung einen Vorwurf daraus, daß ſie nicht mit der Eini« 


geſpiegelt hat. — (Der Präſident unterbricht ihn mit der Bemerkung, 850 — 98 
‘ 


Aue Deutſchlands ſofort vorgehe und auf ihre Stellung zu Oeſterreich Rüde 
f 


cht nehme. Mich hat es boch erfreut, aus der geſtrigen Rede des Herrn 
Praͤſidenten der Bundes⸗Commiſſarien entnehmen zu können, daß die Einigun 
Deutſchlands als eine rein innere deutſche Frage betrachtet werden ſoll. 305 
bin in dieſer Aufiafiung dadurch, daß Oeſterreich befragt werden foll, nicht 
beirrt worden. Die Intereſſen Oeſterreichs und Preußens in dem alten Bunde 
waren gegeneinander gerichtet; jetzt ſind ſie es nicht mehr, da die Hinderniſſe 
weggeräumt ſind, welche nicht geſtattet haben, daß beide Staaten ihrer natür⸗ 
lichen Entwickelung folgen konnten. hr 

Es war unnatürlich, daß Oeſterreich, welches ſtets auf die Reſerve Preu⸗ 
ßens angewieſen war, ſich der Stärkung dieſer Reſerve widerſetzte, unnatür⸗ 
lich, daß die anderen Staaten Deutſchlands nicht dem Einheitsgedanken bul⸗ 
digten, ſondern zwiſchen beiden Großmächten die Balance halten und eine 
Trias bilden wollten. Alle dieſe Hindernſſſe find fortgeräumt. Oeſterreich, 
das mit ſeiner inneren Kräftigung beſchäftigt ift und Deutſchland ſich felb 
überläßt, hat kein Intereſſe daran, Preußen in der Kräftigung Deutſchlands 
zu ſchaden. Wir betrachten alſo den Anſchluß Süddeulſchlands als eine rein 
innere deutſche Frage. Wir drohen dem Auslande nicht, aber wir haben dem 
Auslande auch nichts zu bieten. Das letzte deutſche Dorf ſoll dem Vaterlande 
unverloren bleiben, as Princip der Nichtinterbention, wenn eine große 
Nation ihre inneren Angelegenheiten ordnen will, ift im Uebrigen in ganz 
Europa anerkannt, doch wird man immerhin die Ruckſicht nehmen müſſen, 
den großen europäiihen Mächten von einer bevorſtehenden Umänderung 
Kenntniß zu geben, alſo hier von dem Anſchluſſe des Südens. 
Rückſicht aber dürfen wir eine Verzögerung biefer geben eintreten laſſen, 
wenn die Moͤglichteit des Anſchluſſes einmal ie —— iſt. Unſere Anträge 
bezwecken, dieſe Anſichten über den Anſchluß der Südſtaaten und auch Luxem⸗ 
burgs, das nicht ausdrücklich erwähnt iſt, dahin zum Ausbrud zu bringen, 
daß es ſich dabei nicht um eine Verfaſſungsänderung handeln wird, ſondern 
lediglich um eine Regelung, im Wege der Geſetzgebung, und wir wollen es 
ſchon gegenwärtig in der Verfaſſung ausſprechen, 
innere rein deutſche Angelegenheit iſt, die allein durch das Geſetz zu regeln, 
damit das Ausland dieſen unſeren Willen erfahre und die Ueberzeugung ge⸗ 
winne, daß wir dieſem Willen Achtung verſchaſſen werden. 

Abg. Schrader (aus Kiel): M. H. In dieſer ernſten Angelegenheit 
werden Sie von mir kein don mot erwarten, wie etwa von dem Abgeord⸗ 
neten für Wiesbaden. Wenn ich aber auf die große Politik einige Streif⸗ 
lichter werfe, dann möchte ich zunächſt den Abgeordneten p. Vincke 
fragen, ob er auch den jetzt von mir vorliegenden Antrag als einen Beweis 
von Particularismus anſieht. (p. Vincke⸗Hagen nickt.) Ich bin gern bereit, 
meinen Antrag gegen einen beſſeren formulirten 2 
voll die Tendenz balte ich für fo wichtig, daß ſie unmöglich aufgeben 
ann. Das erſte Recht der Nation iſt das auf nationale Zuſammengehörig⸗ 
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derung des Hrn. Vorredners zu genügen, will ich mich mit wenigen Worten 


pProceß zwiſchen ihm und den Herren, mit denen er leider ſtets ſtimmt, beför⸗ 


‚ rüdverfegt, als zwei Drittel des Herzogthums Luxemburg gegen die Graf: Proteſt unſer Recht gewahrt und ſeitdem 


leit. In den Tagen des alten Glanzes der Nation bieß der Verwalter des] kat, daß der Moment eingetreten . 
Reiches der Wahrer des Reiches. Selbſt als das alte Reich aufgelöſt war] den könne, ohne daß die Verfrühung eines Moments, der ſpäter doch eintritt, 
Rund die einzelnen Souberänetäten zur Entwickelung gebracht wurden, wie nie] mit unverhältnißmäßigen Gefahren oder Zerwürfniſſen mit den Contrahenten 
zuvor, gab es noch eine Zuſammengehbrigkeit in der Form des alten Bundes, des Prager Friedens derbunden ſei. 
auf den ich keine Lobrede halten will, von dem aber doch feſtſteht, daß es. jo Aus dieſen Gründen werde ich mich enthalten, für das Amendement 
lange er beſtand, keinem Fremden in den Sinn gekommen iſt, deutſches Land] Miquel zu ſtimmen. Wird es angenommen werden, jo wird an die verbün⸗ 
an ſich zu reißen. Dann kamen die Ereigniſſe des vorigen Jahres, denen deten Regierungen ja die Feng, herantreten, ob ſie ſich zu dieſem neuen Text 
gegenüber ich mich auf den Boden der Thatſachen ſtellen will, aber ich kann des Verfaſſungsentwurfes bei der definitiven Beſchlußfaſſung werden bekennen 
mir doch nicht verhehlen, daß Deutſchland zerriſſen iſt und daß eine Drei⸗ können. Ich glaube nicht, dieſe Frage von Haufe aus verneinen zu ſollen, 
theilung vorliegt. Ich laſſe mir aber nun das Traumbild meiner Jugend] des willen, weil das Amendement Miguel eben die Eigenſchaſt hat, dem Prä⸗ 
nicht nebmen: Das ganze Deutſchland foll es fein, und zur Verwirklichung] ſidium und dem Bundesrath die Entschließung über den Zeitpunkt dennoch 
dieſes Wunſches ſehe ich in dem Entwurfe ein großes Hinderniß. Seit dieſer vollſtändig frei zu laſſen, und in keiner Weiſe verpflichten würde, der Frage 
Entwurf uns vorgelegt worden iſt, ſind freilich die Vertrage mit den Süd⸗ früher näher zu treten, als wir mit allen Elementen, denen wir das Recht ein⸗ 
ſtaaten bekannt geworden, aber dieſe Verträge erſetzen ein normales ver⸗ zureden zuerkennen, darüber einig find. (Lebhafter Beifall.) 
faſſungsmäßiges Leben nicht. Ich will gern mein Amendement zu Gunſſen] Die Discuſſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 
des Duncker'ſchen zurückziehen, aber ich meine, wir müſſen den Süpftaaten | Abg. Bebel: Der Hr. Abg. Lasker hat mich als ein Mitglied der Laſſalle⸗ 


die Thür, durch die fie eintreten follen, möglichſt weit offen halten und wenn ſchen Partei bezeichnet, die in Elberfeld für den Grafen Bismarck geſtimmt 


man auf das Urtheil der Geſchichte hinweiſt, dann glaube ich, werden es die hat. Daß dem nicht fo fein kann, beweiſt meine Rede, die gegen die Politik 
nicht zu ſcheuen haben, welche Deutſchland nicht zerreißen laſſen, ſondern zu⸗] des Grafen Bismarck Front gemacht hat. Ich erkläre, daß ich nicht der 
ſammenbalten wollen . Lafjale’ihen, ſondern der radical⸗demokratiſchen oder der Volkspartei an: 
Abg. v. Vin cke⸗Hagen: Ich ſtimme mit den Abgeordneten für Osnabrück] gehöre. j 
und Stade faſt vollkommen überein, auch ich bin der Anſicht, daß wir Alles Abg. Schrader: Der Herr Abg. v. Vincke kann die Broſchüre, auf die 
aufnehmen, jo weit die deutſche Zunge klingt und Gott im Himmel Lieder er ſich bezieht, nicht geleſen haben, und ich werde mir erlauben, ihm ein 
fingt, aber ich möchte dabei die allgemeinen politiſchen Verhältniſſe nicht außer] Exemplar zu verehren. (Präfident Simſon: Das iſt eine perſönliche Freund⸗ 
Acht laſſen. Dem Amendement Duncker möchte ich den Vorwurf machen, lichkeit, aber keine perſönliche Bemerkung. Heiterkeit). Uebrigens halte ich 
daß es nicht weit genug geht. Die Deutſchen, die zum ehemaligen deutſchen] jedes Wort jener Broſchüre aufrecht und erinnere daran, daß die vorzüglich⸗ 
Bunde gehörten, genügen mir nicht allein; es giebt auch Länder, die nicht] ſten Rednerſim preußiſchen Abgeordnetenhauſe ihrer Zeit die Frage der Herzog⸗ 
zum deutſchen Bunde gehörten, und wo doch die deutſche Zunge klingt, die] thümer genau jo behandelt haben, wie es in jener Broſchüre geſchehen iſt. 
möchten wir uns doch auch nicht entgehen laſſen. Was nun die Aufnahme Abg. v. Vincke: Ich werde das mir freundlich angebotene Exemplar 
der ſüddeutſchen Staaten anbetrifft, jo denke ich mir, daß zunächſt ein Vertrag abwarten. Diel "stere Notiz beziehe ich nicht auf mich, da 
geſchloſſen iſt, in welchem fie ſich — Eintritt in den norddeutſchen Bund Redner hinweiſt. 
bereit erklären, dann würde eine Verſammlung ad hoe zu berufen fein, in Nachdem Abg. Schrader fein Amendement zu Gunſten des Dunckerſchen 
welcher die Bedingungen des Eintrittes feſtgeſtellt werden. Und nun sprechen zurückgezogen, wird zur Abſtimmung geſchritten. Das Amendement Duncker 
Sie mir doch nicht davon, daß die Antipathie des Südens blos aus dem Mangel] wird abgelehnt (dafür nur die Linke), Art. 71 der Regierungsvorlage mit 
an verfaſſungsmäßigen Garantien im norddeutſchen Bunde berrühren ſolle.] fehr großer Maforität angenommen, desgleichen der Zuſatz der Abgeordne⸗ 
M. H., denken Sie an die neue Aera, in der die Sympathien Saddeutſchlands ten Lasker „Miquel zu Art. 71 und ſchließlich der Art. 71 mit dieſem 
wahrlich nicht größer waren als heut. Unſere ſüddeutſchen Brüder finden es] Zuſatz (bei den beiden letzten Abſtimmungen ſtimmen die Abgg. Miniſter Gr. 
ſehr bequem, wenn wir fie gegen das Ausland ſchützen, und unbequem, wenn] Bismarck und v. Roon im Einklange mit der obigen Erklärung nicht mit der 
fie ir Theil dazu beitragen ſollen. Die ſüddeutſche Behaglichkeit, die nicht Mehrheit des Hauſes). 5 / 
die Laſten auf ſich nehmen will, welche wir tragen, iſt der einfache Grund] Die Vorberathung wendet ſich nurmehr der Einleitung sformel des 
dieſer Antipathie. Das wird ſich auch nicht durch einige parlamentariſche] Verfaſſungsentwurfes zu: „Se. Majeſtät der König von Preußen u. ſ. w. 
Reden auswetzen laſſen. L e > {ließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des inner» 
Wenn der Abg. Schrader mich fragt, ob ich auch in dieſem Antrage von] balb deſſelben giltigen Rechtes, ſowie zur Pflege und Wohlfahrt des deutſchen 
ihm Particularismus ſehe, jo ſage ich wohlüberlegt: Ja wohl! Ich betrachte Volkes. Dieſer Bund wird den Namen des „Norddeutſchen“ führen und 
pr Amendement als particulariſtiſch, welches dem norddeutſchen Bunde Ver: wird nachſtehende Verfaſſung haben.“ 
legenheiten bereitet. Wenn er dom Abſchluß aller Verträge abſtrahirt und Am Schluſſe beantragt Abg. Scherer nach dem Worte „nachſtehende“ 
noch hinzufügt: beſonderer Verträge bedarf es nicht, fo find das ſtaatsrecht⸗ einzufügen: „in Uebereinſtimmung mit der zum eriten norddeutſchen Reichs: 
liche und völkerrechtliche Unmöglichteiten, die das Zuſtandekommen des Bundes tage berufenen Geſammtvertretung des norddeutſchen Volkes feſtgeſtellte“ Ver⸗ 
nicht fördern können. Er hat geſagt, daß er auf dem Boden der Thatſachen faſſung haben. 
ſtehe, aber wie er dann die Annexion von Schleswig⸗Holſtein, wie er es vor Abg. Scherer motivirt unter großer Unruhe des Hauſes feinen Antrag, 
nicht langer Zeit gethan hat, eine Sünde nennen kann, das begreife ich nicht. vornehmlich durch die Zweifel in Betreff des Urſprunges der A ae 0 
Er mag als Prediger über das Capitel don den Sünden ſachgemäßer ur⸗ durch Octroyirung oder Vereinbarung entſtanden, welche Zweifel durch ſeinen 
theilen lönnen als ich, aber auf dem Boden der Thatſachen ſteht er nicht. | Zuſatz gehoben werden; ferner durch die Nothwendigkeit die Auffaſſung aus⸗ 
(Heiterkeit.) Was das nationale Band des alten Bundes anbetrifft, jo möchte | zuſchließen, als werde dieſer Reichstag mit ſeinen Beſchlüſſen durch die nach⸗ 
ich wiederholen, was Schulze⸗Delißſch 1848 gejagt hat, er ſei wohl ein Band, trägliche Zuſtimmung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes unter die Vormund⸗ 
aber ein Zopfband. (Heiterkeit.) Und in Anſehung des Auslandes möchte ich] ſchaft des letzteren geſtellt. 
den Abgeordneten Schrader fragen, ob er ſich nicht in die Zeit von 1839 zu⸗ bg. Kantak: Wir (die polniſchen Abgeordneten) haben durch unſern 
e \ geſchwiegen; wir würden auch heute 
ſchaft Limburg weggegeben wurden. Ich könnte ihn auch an ſein hend ſchweigen, wenn das Amendement Scherer uns nicht zu ſprechen veranlaßte. 
Vaterland erinnern. as hat denn der deutſche Bund für Schleswig⸗Holſtein Nicht weil es von einer „Uebereinſtimmung“ ſpricht, an der wir uns in zwei⸗ 
gethan? Haben nicht Oeſterreich und Preußen die Herzogthümer befreit und felloſer Weiſe nicht betheiligen konnten; nicht weil es unklar vom „norddeut⸗ 
zwar gegen die Beſchlüſſe des Bundestages? (Unterbrechungs links, wahr⸗ſchen Volke“ ſpricht, während die Erfahrenſten, bei denen ich deshalb nad: 


auf vorzügliche 


ſei, wo in dieſem Sinne vorgegangen wer⸗ 


ſcheinlich auf den polniſchen Bänken.) 


gefragt, wohl von norddeutſchen Staaten, aber nichts von einem norddeutſchen 


Praäſident Simſon: Wer ſchreit dazwiſchen! — Abgeordneter v. Vincke⸗ Volke wiſſen; ſondern weil es die Polen dem deutſchen Volke zuzählt. Man 
Hagen fortfahrend: Ich kann auf inarticulirte Töne nicht antworten. — Mit! kann uns wohl zwingen, einem deutſchen Bundesſtaat, aber nicht dem deutſchen 
dem Miquel'ſchen Amendement habe ich große Sympathie und will deshalb | Volke anzugehören. 


Kleinigkeiten nicht tadeln. Was mich allein verbindern könnte, ibm zuzuſtim⸗ 
men, wäre das, daß die Regierung erklärte, daſſelbe könne ihr bei der gegen⸗ 
wärtigen Situation Verlegenheiten bereiten. Ich glaube dies nicht, im 


theil, es kann der Regierung nur angenehm fein, aber vielleicht würde ſie] der Verfa 


doch officiell erklären müſſen, daß es ihr unopportun ſei. 
dem Kriege entgegentreiden oder mit Ehren noch den van vermeiden koͤn⸗ 
nen (große Heiterkeit), den Krieg vermeiden können, will ich nicht unterſuchen, 
aber ich meine, daß die europäiſche Lage nicht ohne Einfluß auf die Schluß: 
abſtimmung ſein ſollte, und wenn der Abgeordnete für Osnabrück die Kate⸗ 
gorien, die gegen die Verfaſſung ſind, charakterifirt und ſagt, das find die 
Herren, die gegen uns ſind, dann hätte er hinzufügen ſollen: und die leider 
ſtets mit uns ſtimmen. Ich hoffe, daß die europäiſche Lage den Scheidungs⸗ 


dern wird. Andererſeits aber hoffe ich, daß die ſüddeutſchen Staaten und 
auch das erlauchte Haus Habsburg, mit dem wir Jahrhunderte lang auf fo 
vielen Schlachtfeldern zuſammengeſtanden haben, wenn ein Verſuch des Aus⸗ 
landes auf Deutſchland gemacht werden ſollte, zu uns ſtehen werden, ein⸗ 
gedenk des Dichterworts: g 
; Wir wollen fein ein einig Volk von Brüdern, 
In keiner Noth uns trennen, noch Gefahr. 
(Bravo rechts!) 
Präſident der Bundescommiſſare Graf Bismarck: Um der Auffor⸗ 


über die Stellung der berbündeten Regierungen zu dem Amendement Lasker⸗ 
Miquel ausſprechen. Ich kann nicht behaupten, daß die Tendenz dieſes Amen⸗ 
dements unſeren Wünſchen und Beſtrebungen widerspricht. Eine andere Frage 
iſt aber die, ob ſolche Mitglieder dieſer Verſammlung, welche zugleich Ver⸗ 


treter der Regierungen find, ſich augenblicklich in der Lage befinden, für das 
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judiciren, zu welcher bisher der Grad ibres 


war. or de 
nationalen Verbindung Süddeutſchlands mit dem nordveutſchen Bunde ger 
sprochen, alſo nicht von einer internationalen, welches Wort 


nicht bejahen möchte, ſondern ihre Beantwortung im 


lich öſterreichiſchen Regierung über die 


zugebe, daß man richtiger 
und tr 


Amendement zu ſtimmen. Ich habe geſagt, daß es unſeren Wünfchen nicht 
widerſpricht. Aber eine Regierung iſt verpflichtet, ſich bei der Ausſprache 
ihrer Wünſche nach der Decke ihrer Rechte zu ſtrecken. Ich will damit auch 
nicht behaupten, daß die Annahme dieſes Amendements im Widerſpruche mit 
dem Art. 4 des Prager Friedens ſtände, ich will nur aus ähnlichen Grün⸗ 


hervorhob, nicht ganz den Verhandlungen, die zu einer einheitlichen Aus: 
legung der Contrahenten des Prager Friedens erforderlich find, vorgreifen, 
auch nicht die Entschließung der ſüddeulſchen Regierungen in einer Weiſe prä: 
N amtlichen Entgegenkommens uns 
nicht auffordert. Daß im Art. 4 des Prager Friedens nicht blos ein inter: 
nationales Schutz⸗ und Trutzbündniß — wie einer der Herren Vorredner, ich 
weiß nicht welcher, bemerkte, ins Auge gefaßt iſt, geht, glaube ich, aus feinem 
Wortlaut für ur aufmerkſamen Leſer hervor. 

Es iſt im Art. 4 nicht von einer neuen Geſtaltung Norddeutſchlands blos 
vie Rede, ſondern von einer neuen Geſtaltung Deutschlands. Der Begriff 
gung des öſterreſchiſchen Kaiſerſtaates“. Alſo es iſt zu 
geſtaltung desjenigen Beſtandtheils des früt 
nach dem Ausſcheiden der öſterreichiſchen Theile des Bundesterritorjums übrig 
Es iſt ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des Artitels von der 


demjelben Artikel auf die Beziehungen Süddeutſchlands zum Auslande 
Anwendung gefunden hat. Wenn ich nichtsdeſtoweniger ang . 0 
Eintritt der jüddeutihen Staaten mit dieſem Artikel verträglich iſt, einſeitig 

E — 
kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung finden möchte, ſo bewegt mich dazu der 
Umftand, daß eine der Prämiſſen, welche Art. 4 aufſtellt, in der Kette fehlt: 
das ıjt nämlich das Zustandekommen des ſüddeutſchen Bundes. Wäre dieſer 
zu Stande gekommen, oder hätte er Ausſicht dazu, ſo iſt meine Ueberzeugung 
immer geweſen, daß wenn im Norden ein Parlament tagt auf einer natio⸗ 
nalen Baſis, im Süden ein anderes, dieſe beiden Parlamente nicht länger 
auseinander zu halten ſein würden, als etwa die Gewäſſer des rothen Meeres, 
nachdem der Durchmarſch erfolgt war. (Heiterkeit.) 

Diefe Prämifle feblie bieher und wir möchten bei der Ueberzeugung, daß 
die nationale Zuſammengebörigteit ihre Sanction durch die Geſchichte ganz 
zweifellos dennoch empfangen wird, über die Frage, ob dies ſofort und in 
welcher Form geſchehen kann, nicht in Memungeverſe 
e die Auslegung des neueſten Friedensver⸗ 
trages zwiſchen uns gerathen und dieſer Auslegung nicht einſeitig vorgreifen. 
Im Uebrigen bin ich auch der Meinun 
Amendement Miquel⸗Lasker und dem 
der Praxis nicht iſt. Das Amendement 

ſagen 5 
1 


N dem Bundesrathe die 
im Bundesrathe würde borausjicht 


Initiative vor 


} D un-] v. Vincke wirft uns vor, 
den, wie ich ſie geſtern bei der Beantwortung der heſſiſchen Interpellation] mit . und 


man ſie kennt, mit dieſer Bundesverfaſſung zuſammenſtellen kann. 
ſeine Freunde hätten die nationale Sache über Alles geſtellt, 
conſtitutionelle Schablone. 


genau und der einzige Vergleichspunkt, 
wird dadurch erläutert, daß der Nachſatz folgt: „Deutſchland ohne Vetbeilis jetzigen Wünſchen und Anforderungen 
eſtimmt zu einer Um» | wir jetzt beſchloſſen haben, u 
früberen deutſchen Bundes, welcher unter anderen Umſtänden ein anderes Werk. 
als conſtitutionelle Schablone bezeichnet hat, 
liches und nicht aufzugebendes Recht. 


ſchrift „Der 


chiedenheit mit der kaiſer⸗ faſſung fort. 


„daß der Unterſchied zwiſchen dem] ruhe des 
te des Art. 71 io ſehr erheblich in | der a 

behält dem Präſidium oder wie ich] kreiſen fe : ö ft 

Präſident Simfon zeigt an, daß die Zuſammenſtellung der in der 


Abg. Tweſten: Das Bedenken des Vorredners gegen den Ausdruck 
„norddeutſches Volk“ theile ich durchaus, für mich iſt ein ſolches nicht da. 


egen⸗ | Materiell gehört der Zuſatz des Abg. Scherer nicht in die Einleitungsformel 
ch Was die Bevormundung des Reichstages durch das preußifche | 
Ob wir zur Zeit] Abgeordnetenhaus betrifft, fo hat das Letztere bei der Beralhung des Wahl⸗ 


geſezes für den Reichstag die ſtaatsrechtliche und unanſechtbare Theorie auf⸗ 
geſtellt, daß feine Verfaſſung auf einem anderen Wege als auf den von ihr 
ſelbſt bezeichneten Wegen geändert werden kann, die preußiſche alſo nur im 
Wege der Uebereinſtimmung der drei Factoren der Geſetzgebung. Die preu⸗ 
ßiſche Vertretung hat an ihrer Verfaſſung einen feſten Boden unter den Füßen, 
der Reichstag aber, der ein neues erſt ſchaffen ſoll, hat ein urkundliches 
Recht nicht unter den Füßen. Herr Scherer wiederholte dann, daß das preu⸗ 
ßiſche Abgeordnetenhaus unmöglich ablehnen könne, was in dieſem Reichstag 
beſchloſſen iſt. Ich glaube auch, daß das ſehr ſchwer halten würde, daß aber, 
wie die Reichsverfaſſung aus der Vorberathung hervorgegangen ift, eine große 
Reſignation für einen Theil der preußiſchen Landesvertretung dazu gehören 
wird, ihr zuzuſtimmen, daß nur die Rückſicht auf den großen hiſtoriſchen Zweck 
der Einigung ſie würde beſtimmen können, auf ſolche weſentliche und wichtige 
Rechte nicht blos für ſich zu verzichten, ſondern mindeſtens für eine Zeit lang 
für die Volksvertretung überhaupt. r 
Es wäre vergeblich zu glauben, daß für die Bunbeöbesfaflung, wie fie jetzt 
vorliegt, ein Enthuſiasmus im Volke bervorgerufen werden könnte (Sehr 
richtig!), fo wenig wie im Jahre 1815 nach den großen Erfolgen Preußens 
und Deutſchlands für die Bundesacte von 1815. In ähnlicher Weiſe werden 
Sie vom deutſchen Volke nicht verlangen können, daß es ſich für dieſes Werk 
erwärmt. (Hört!) Es wird dies Werk als ein Werk der Noih betrachten, 
bervorgegangen aus Compromiſſen zwiſchen verſchiedenen Rüdjihten und In⸗ 
tereſſen. Wir ſind daher wohl berechtigt, die Mahnung, wir ſollten nicht zu 
viel verlangen, wir ſollten reſigniren und das große Wert nicht aus Partei⸗ 
wünſchen hindern, der andern Seite des Hauſes und den Regierungen zurück⸗ 
zugeben, damit ſie nicht durch die Zumuthung von Dingen, zu denen wir uns 
nicht verſtehen lönnen, das Zuſtandekommen des Werkes erſchweren. Herr 
daß wir zuſammengingen mit Gegnern des Wertes, 
Demokraten. Allerdings haben wir in vielen con 


ſtitutionellen Fragen mit Mitgliedern des Hauſes geſtimmt, mit denen wir 
nicht eben in 
verbunden ſind. 


eſinnungen und Anſchauungen über das vorliegende Werk eng 


Abg. v. Vincke begreift nicht, wie man die Wiener ZBundesaeke,, und 


kenne den Entwurf und die Bundes⸗Acte ziemlich 
15 — bervorhob, iſt der, daß den 
des ee eig gegner lle ve 
wohl ebenfo wenig vo nügen dürfte, wie 
5 Was Hr. d. Vincke übrigens 
betrachte ich als ein weſent⸗ 
(Beifall links.) 
Urſache, daß wir für manche Beſtimmungen nur eine Heine und 


Abg. Tweſten: 


Aber eine 


ane in 8 Majorität mit Hilfe ſolcher Mitglieder erlangten, lag zum Theil 
eine] in Hrn. v. 
ob der] Reichstag far die Aufrechterbaltung mancher conſtitutionellen Grundjäge glaubten 


Vinde und feinen Freunden, auf die wir beim Eintritt in den 


len zu können. Da fie uns aber in den mejentlichiten conſtitutionellen 
ragen im Stiche gelaſſen und Miene machten, nicht blos für einige Zeit, wie 
wir es um des Werkes willen wollten, ſondern fär immer auf die Grundrechte 
des Volkes zu verzichten, da haben wir uns allerdings freuen müfjen, wenig⸗ 
ſtens mit Hilfe mancher Mitglieder, die uns ſonſt nicht nahe ſtanden, eine, 
wenn auch geringe Majorität zu finden für Grundſätze, auf die wir im Namen 
der Zukunft unſeres Vaterlandes niemals verzichten können, (Lebhafter Ba) 
r 772 Amendement Scherer wird, nachdem er den Ausdruck „norddeutſchen 
olkes“ 
ten“ — 
Vorlage ſo 


vage hat in „der Bevölkerung der Nnorbdeutfhen Bundesſtaa⸗ 
gelehnt und die Einleitungsformel der Regierungs⸗ 
ut wie einſtimmig angenommen, desgleichen die Ueber⸗ 
ntwurf der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes“. Selbſt⸗ 
fällt der Ausdruck „Entwurf“ nach definitiver Annahme der Ver⸗ 


Damit iſt die Vorberathung geſchloſſen. 


verſtändlich 


Es fo'gen Wahlprüfungen ohne beſonderes Intereſſe bei großer Uns — 


auſes. Sämmtliche Wahlen, über die berichtet wird, darunter die 
g. Forckenbeck und Gneiſt, werden für giltig erklart. Aus 4 Wahl⸗ 
ehlen die Acten. 


ch das Präſidium die Initiative haben. Vorberathung gefaßten Beſchlüſſe morgen ſich gedruckt in den Hän⸗ 


Das Bundespräſidium würde unzweifelhaft mit dieſer Initiallde doch fo lange den der Mitglieder befinden und auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung 


warten, bis es diejenigen Verhandlungen geführt hat, die in dem Artikel 71 
vorgeſehen find, und es ſich durch den Verlauf der Verhandlungen überzeugt 


geſetzt 


werden wird. 
Schluß 1% Uhr. 6 Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. 
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Lene 


Telegraphiſche Depe ſchen. 

Kopenhagen, 10. April. „Faedrelandet“ meldet die be 

ſchleunigte Rückckkehr des Königs von Dänemark aus England; 

hiermit feien die Gerüchte von franzöſiſcherſeits eingeleite⸗ 

ten Verhandlungen einer ſkandinaviſch⸗franzöſiſchen llianz 
verknüpft. (Tel. Dep. d. Bresl. 3.) 


Paris, 10. April, Abends. Die Interpellationen der Oppoſition 
und der Tiers⸗Parti find verworfen, die dritte iſt je gezo⸗ 
gen. — Der „Abend-Monitenr” ſagt in der Wochen Rundſchau, 
ie Erklärung der 8 im . lien Körper bezweckte 
die Beruhigung und erg. der öffentlichen Meinung, fowie 
die Wiederberſtellung der durch die Journale entſtellten Thatſachen. 
Er ſchließt: Frankreich wird verftehen, die Anforderungen der natio« 
nalen Würde mit den Intereſſen und Gefühlen in Albert und 
Gerechtigkeit zu vereinbaren. Der „Temps“ und bie Liberte“ wie 
andere Journale ſind für die Neutraliſtrung Luxemburgs. (W. T. B.) 


Florenz, 10. April. Die Combination RNattazzi's iſt geſcheitert 


Nattazzi conferirte Früh Morgens mit dem König, um einen deſinitiven 


Beſchluß zu faſſen. (Wolff's T. B.) 


Berliner Börse vom 10. April 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien 
Dividende pro 1864. 1865, 


Fonds- und Geld-Uourse. 


Freiw. Staats-Anl. . 44086 ¼ be. 
Staats-Anl. von 1859/6 100 ba. 
dito 1850. 6214 


ba. 


Oesterr. Metalliques. 
dito Nat. — 


dito 185304 (87 6. RO 10 7 bz. 
dito 18541415196 bz. 1354184½% ba, 
dito 1886 4½%6 bz 1 11 13 bz. 
dito 1856; 96 da 0 — 4 — — bz 
dito 1857 96 bz dito St.-Prior.| — — 7 bz. u. 8 
dito 1859141194 ba 10 90 . ͤ— 
dito 1864/41196 ba Berl.-Potsd.-Mgd.|16 1 19914, ba. 
Stasts-Schuldscheine|314|80 bz . 7% | 8 1331, ½ 433bz 
Präm-Anl, von 188603117 bz 5, — 35 C. 
Berliner Stadt-Oblig. 90 B. 5 9 4 bz. 
/ Kur- u. Neumärk 3141771, be. u... [160] 179, 132%, 813314 4133 
(pommersche. — — — . 2, bz. 
& JPosensche... 4 — — o St.-Prio.| — | — 71 br 
2 dito al — — di . — — Bra 
5] dito neue. . 4 88 bz. Galiz.Ludwigsb. | 9 5 78 ba 
Schlesische 21 6—— — Ludwigsh.Bexb.| 91, | 10 142 @. 
3 (kur- u. eumärk.4 88 ½ ba 2 2 184 2 
S (rommersche . 4 2, u. 
L \Posensche...... ‘ 2 3 90 5 10 81004 bz 
= (Preussische..... | 2. „ 7 7 
3 Westph. u. Rhein. 4 — Ag 0h 1 
5 (Sächsische. .. 1 B. N 4 — i 
(Schlesische 4 80% dz. Niedrschl. Zgb.] 3% 940 Pi E 1% 
Louisd'or 1111 G. ]Oest.Bk. 17 ba. — > 13 1255 d . 35 
Goldkr. 9. 9 % Poln RE. — — 9 ih 5. 
Ausländische Fonds. e 7514 ba. u. B 
43 6 8 100 bs 
x ‚St,- 7% à 07 à 08 ba. 
Oppeln-Tarnow.] 31/, 


dito 


2 


Eisenb,-L. |— |62 
Russ, Engl. Anl. 18625 84 
H 86415 84 


dito Ban 1 bz. 
Poln. P r. m. bz. 5 ustrle-Pa 
Poln. Obl. & 500 Fl. 1. „ un Ind Niers 
dito à 300 Fi. Berl. Kassen-V. I 74½ | 8½ 150 8. 
Kurhess. 40 Thlr. Obl. 0. Braunschw. B. — | — 90 
Baden. 35 El. Loose — lad ster, h. Bremer Bank... ze 61 115 B 
Amerikan. St.-Anl. . 6 S bz ansiger Bank. f 1 10 une 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Darmst, Zeitelb, 
Berg.-Märkische ... ht —  jigeraer Bank...\0 | 7 De 
— 5 = * Hannoversche B. 4 73 @. 
dito Ulsv St 3104815 be. fand, ace B Af, Bald 108% 0 
ene Königsberger B.| 69, | 61% %» 
4120 2 ler: a9. uxemburger B. 4 6 83%, br. 
Alto Im. Ae agdeburger B. he 5 
Alto 193% ba. reuss. Bank-A. 106% | 1 45 br. 
, a So ee 
to . * 
Cos, Oderb. (Wüh) A4 — — Weimer „ n f 82. 
at r — 
„ Ludwigsb. .... 76 B 
Niederschl.-Märk....4 88 6 Berl. Hand.-Ges.| 8 8 1 be. 
dito conv.|4 88 B. burg Oredb.A.| 8 615 B. 
dito IH, BE armstädter „ 6 ba. 
bee ee, et ah . f f oe 
a erde enter ccd | — 5. , 6 
E —.—— l 710. 7 * 
d B. . De. > NMoldanerLash.| —" | — B. 
88 an Oesterr. Oredb. A. 5 4 ba. u. B. 
dito 1 40 6. chl, Bank,-Ver.| 61% B. 
a Er 90 G. N 
Oest.- Fraun. 233 bz 
* 9 Bm . ‚X — un 1 der ba 
v. St. gar 6 r. v. Eisen . 
Rhein-Nahe-B. gar... 91 bs. 2 


London, 10. April, Na 
1 Spanier 30. Italſen. öproc. Rente 48. Lombarden 14%. 
14%. Fproc. Ruſſen 86. 


3%. 
Der Hamburger Dampfer „Hammonia“ iſt mit 13,500 Felars Gold im 
Southampton eingetroffen. 


BreBlauer Börſe vom 11. April.] Schluß⸗Courſe (1 Uhr Nachm. 
e Papiergeld PATH bez. 2 t % e 
chleſ. Rentenbriefe 8 88 , bez. 

Oeſterr. National⸗Anleibe 50 Br. Freiburger 130 
Oberſchleſ. Litt. A. und C. 175%—73 bez. Wi 
bez. u. Br. Oppeln⸗Tarnowitzer 70—69 7 bez. Oeſterr. Credithank⸗Actien 
64 bez. Schleſ. Bank⸗Verein 112 Br. 1860er Looſe 60% bez. Amerikaner 
bez. u. Br. Warſchau⸗Wiener 56½ — 4 —56 bez. Minerva 32 Br. 
kaliener 474 —47 J bez. 


Nu 
S 


Bee Anleihe 93—92½ bez. u. Br. 


. Gommifion pr: Ohefel In Gibergofden, 
etzungen der poliz n million pr. 0 
1 fein mittel ordin. | fein mittel ordin. 
Weizen, weißer 9598 92 80 0 Gerſte 5759 55 50-53 
do. gelber 95—97 92 70—99 afe n 37 36 34—35 
Roggen 7 NT? We an 67-70 65 58-62 
Notirungen der von der miſſion zur Feſtſtellun 
ee der Marktpreiſe von Raps und Rübfen. b n 
Neps . 8 168 
inne N BE 158 15 18 pr. 150 Pfo. Brutto in Sgr. 
Dotter 
Loeo⸗ eee 75 10 bei 80% Tralles 
r., „ Gd. 
Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Er. en. — Ctr. Hafer. 
— Gtr. Rapskuchen. 100 Ctr. Nabel, — Ctr. Lendl. 15000 Ort. Spirit is. 


Breslau, II. April. Wind: Süd. Wetter: Trübe. Thermometer: 
Früh 4 Grad Warme. Am heutigen Marite blieb gute Kaufluft vorherrſch end 
wbgenzenogfegt uad über dea p 4 2. latgiſde weißer. 83 

efragt un * pr. . er 

__97 Sgr., gebe 81-97 Sgr. Teinfte Sorte 3--3 Gar. über Notiz bezahlt, gal 
ſcher und polniſcher weißer 83 — 97 Sgr., gelber 84 1 le 

Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen ſteigend, 
72 Sgr., feinſte Sorten über Notiz be 
U 48 — 54 S 
Sorten tis bes 
— Oelſaaten wenig, aus 
ach beachtet, pr. 50 Pfund get 40—45 / Sgr., 
chte. — Schlag lein 

pr. Ctnr. 


Breslau, II. April. [Wafferftand.] BP. 17 5. 10 J. U. P. 5 F. 1 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, 2 5 Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 
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